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Harte Strafe für Therwiler Brandstifter
Gericht wirft Statthalteramt Arlesheim Mängel bei Untersuchung des Falls vor

susanna petrin

Der 20-jährige Therwiler, der 2008 in 
über einem Dutzend Nächten bis zu 
drei Autos angezündet hat, ist zu ei-
ner Freiheitsstrafe von dreieinviertel 
Jahren verurteilt worden. Ihm wird 
ein Massnahmevollzug gewährt.

So schmal wie nie zuvor machte sich 
der junge Mann gestern bei der Urteils-
verkündung. Die Ellbogen hielt er nicht 
mehr wie an den ersten beiden Prozess-
tagen breit auf dem Tisch vor sich abge-
stützt, sondern eng am Körper. So sass er 
gestern vor dem Strafgericht, als dessen 
Präsident Enrico Rosa das Strafmass be-
gründete: Eine Freiheitsstrafe von drei-

einviertel Jahren, vier Monate mehr als 
vom Staatsanwalt beantragt.

egoismus. Rosas Tonfall, Mimik und 
Wortwahl liessen keinen Zweifel daran 
offen, dass das Liestaler Gericht das Ver-
schulden des 20-jährigen Serienbrand-
stifters von Therwil als «äusserst schwer» 
beurteilt. Der junge Mann habe eine 
hohe kriminelle Energie, Rücksichtslo-
sigkeit und Skrupellosigkeit an den Tag 
gelegt. Er habe in einem Wohnquartier, 
erst noch seinem eigenen, Autos unter 
Fenstern angezündet; er habe dabei we-
der kontrolliert, ob jemand drin sein 
könnte, noch je zurückgeschaut. Dabei 

habe der Angeklagte gewusst, was für 
Folgen sein Tun hat und haben kann.

Straferhöhend wirkte sich laut Rosa 
der letzte Fall aus: In der Nacht seiner 
Verhaftung vom 23. November 2008 hat-
te der Therwiler drei Autos angezündet. 
Dies bei einem geringen Blutalkoholwert 
von 0,37 Promille, obwohl er von einem 
Tatzeugen verfolgt wurde und erst noch 
«aus blankem Egoismus, um zu bluffen». 
Er wollte einem Kumpel beweisen, dass 
er der Feuerteufel ist.

Das Gericht verurteilt den Brandstif-
ter für 16 der 20 ihm vorgeworfenen 
Brandstiftungsfälle. Er habe innert acht 
Monaten einen Gesamtsachschaden von 

250 000 Franken verursacht. Aufgrund 
Indizienmangels wird er aber von vier 
der Brände freigesprochen, darunter von 
denjenigen in Binningen und Bottmin-
gen. In anderen Fällen erschienen dem 
Gericht die angeblichen Erinnerungslü-
cken des Angeklagten wenig glaubwür-
dig. Stets demselben Muster entsprochen 
hätten die Durchführungsart, der Tatort 
und die Tatzeit.

Das Gericht sprach den 20-Jährigen 
nicht nur der mehrfachen, teils versuch-
ten Brandstiftung schuldig, sondern 
auch wegen Verstössen gegen das Betäu-
bungsmittelgesetz sowie gegen das Waf-
fengesetz – der Mann trug einen Schlag-
ring auf sich. Seine Taten werden ihn zu-
dem teuer zu stehen kommen, neben 
Verfahrens- und anderen Kosten, wird er 
wohl für weitere Schäden auf dem Zivil-
weg oder für Feuerwehreinsätze auf-
kommen müssen.

Immerhin: Der junge Mann soll seine 
Strafe in einer Massnahmeanstalt absol-
vieren dürfen. Am Verhandlungsende 
beugte sich Richter Rosa nach vorne und 
gab ihm auf den Weg, er solle nun die gu-
ten Ressourcen in sich, die er zweifellos 
habe, aktivieren. Es sei löblich, dass er 
sich ändern wolle.

scharfe kritik. Das Gericht übte zu-
dem scharfe Kritik am Statthalteramt 
Arlesheim. Dieses habe es bei der Unter-
suchung des Falls «aus unersichtlichen 
Gründen unterlassen», Umfeldbefragun-
gen und eine Antennen-Standort-Ortung 
durchzuführen – um herauszufinden, wo 
sich das Natel des Angeklagten zu den 
Tatzeiten befand. Letzteren Vorwurf 
weist Patrizia Krug vom Statthalteramt 
zurück: Man habe am Tag der Verhaf-
tung eine «Rückidentifikation» bis auf 
ein halbes Jahr zurück gemacht. Der An-
geklagte sei rasch geständig gewesen, 
man habe allfällige Aussagen weiterer 
Kollegen als wenig zuverlässiges Indiz 
erachtet.

Schreckensnächte. Der gestern verurteilte Brandstifter zündete wieder und wieder Autos in seinem Quartier in Therwil an. Foto Polizei BL

Ende eines 
Sonderfalls 
Hersberg autonom

dank an Straumann. Die 
Aufsichtsmassnahmen gegen-
über der Gemeinde Hersberg 
werden per 1. Oktober aufge-
hoben. Dies teilte der Regie-
rungsrat gestern offiziell mit 
(siehe BaZ vom Samstag). Er 
hat die beiden im Juni gewähl-
ten Gemeinderatsmitglieder 
Iris Allenspach und Franziska 
Were sowie den  schon früher 
gewählten Gemeindepräsiden-
ten Florian Kron ins Amt einge-
setzt und den Einsatz des 
«Zwangsverwalters» Erich 
Straumann beendet. Die Situa-
tion habe sich «rechtlich, poli-
tisch und verwaltungstech-
nisch normalisiert und stabili-
siert», heisst es weiter. Unge-
löste Verwaltungsgeschäfte 
aus der Vergangenheit konnten 
einem guten Ende zugeführt 
werden. Die Verwaltungs-
dienstleistungen werden aber 
künftig von der Gemeinde 
Arisdorf erbracht.

Der Regierungsrat zeigt 
sich befriedigt, dass der Son-
derfall Hersberg sein Ende ge-
funden hat. Der Erfolg sei we-
sentlich auf das Wirken von alt 
SVP-Regierungsrat Straumann 
zurückzuführen. gs

Die Parteifinanzen sollen  
weiter im Dunkeln bleiben
Pratteln. Bürgerliche Mehrheit bodigt im Einwohnerrat  
Anträge der Unabhängigen und Grünen für die Parteienförderung

Stefan Gyr

Die Ortsparteien werden nicht 
verpflichtet, ihre Bücher offenzu-
legen. Das hat der Einwohnerrat 
beschlossen. Das Parlament 
lehnte auch Gemeindebeiträge 
an die Parteien ab.

Die Fraktion der Unabhängigen 
und Grünen überraschte mit Anträ-
gen für die Parteienförderung, als 
der Prattler Einwohnerrat am Mon-
tagabend das überarbeitete Regle-
ment «über die Unterstützung der 
politischen Parteien bei Wahlen und 
Abstimmungen» beriet. Wegen der 
schrumpfenden Parteibudgets for-
derte sie einen Gemeindebeitrag 
von einem Franken für jede Stimme, 
die bei den letzten Einwohnerrats-
wahlen auf die gewählten Kandida-
ten entfallen ist. Da sie von der Ge-
meinde finanziell unterstützt wer-
den, sollten die politischen Parteien 
im Gegenzug zur jährlichen Offenle-
gung der Herkunft und Verwendung 
ihrer Mittel verpflichtet werden, er-
klärte Fraktionssprecher Patrick 
Weisskopf. 

Sturm gelaufen. Diese Unterla-
gen sollten öffentlich einsehbar sein. 
Wer diese Offenlegung verweigere, 
würde das Recht auf die Fördergel-
der für das nächste Jahr verlieren. 
Die Schweiz habe sich mit dem Bei-
tritt zum Strafrechtsübereinkom-
men über Korruption verpflichtet, 
die Empfehlung des Europarats zur 
Offenlegung der Parteienfinanzie-
rung zu befolgen, erklärte Weiss-
kopf.

Die bürgerlichen Fraktionen lie-
fen gegen Vorschläge der Unabhän-
gigen und Grünen Sturm. Stefan 
Löw (FDP) verwies auf die «Eigen-

verantwortlichkeit» der Parteien. Es 
sei ihre Aufgabe, finanzielle Mittel 
zu erwirtschaften. Es sei «befrem-
dend», wenn solche Anträge ausge-
rechnet von jener Gruppierung ein-
gereicht werden, die sich Unabhän-
gige nenne. Er bezweifle auch, ob 
alle Parteien ehrliche Angaben ma-
chen würden, sagte Löw. Und es 
wäre «fragwürdig», wenn die Unter-
lagen der Parteien vom Gemeinde-
rat überprüft werden müssten. Olga 
Aeberhard (CVP) erklärte, ihre Par-
tei habe die eigenen finanziellen 
Mittel «immer ehrlich und nicht auf 
korrupte Weise erworben».

Es gehe nicht an, Geld mit der 
Giesskanne zu verteilen, sagte Urs 
Hess (SVP). Es solle jeder Partei frei-
gestellt sein, ob sie die Herkunft und 

Verwendung ihrer Mittel offenlegen 
wolle oder nicht. Bei der SVP könne 
«jeder die Bücher einsehen». Danie-
la Berger (SP) entgegnete, die Ge-
meindebeiträge an die Parteien 
würden gerade nicht mit der Giess-
kanne verteilt, sondern nach den 
Wählerstimmen.

Zwei Lager. Das linke Lager zog 
aber den Kürzeren, weil die bürger-
lichen Fraktionen geschlossen auf-
traten. Die beantragten Beiträge der 
Gemeinde an die Ortsparteien wur-
den mit 16 gegen 13 Stimmen abge-
lehnt. Der Antrag, mit dem die Par-
teien zur Offenlegung ihrer Bücher 
verpflichtet werden sollten, wurde 
darauf mit 17 gegen 12 Stimmen 
verworfen.

Streit mit dem Kanton um Tempo 30
Reinach. Der BLT-Bus soll schneller fahren dürfen

alexandra Burnell

Mitte 2010 könnte in Reinach bereits 
flächendeckend Tempo 30 gelten. Aus-
genommen wäre die Therwilerstrasse 
wegen einer Buslinie.

Der Reinacher Einwohnerrat hat am 
Montag den Kredit über 430 000 Franken 
für die flächendeckende Einführung von 
Tempo 30 in den Wohnquartieren und zwei 
Begegnungszonen (Tempo 20) im Orts-
kern bewilligt. Weitere Verhandlungen mit 
dem Kanton sind aber nötig: Die Vorstel-
lungen des Kantons decken sich nicht ganz 
mit denen der Gemeinde.

Der Kanton will auf der Therwilerstras
se am Rebberg weiterhin Tempo 50 beibe-
halten, weil dort die regionale Buslinie ver-
kehrt. Auf der Austrasse, wo ebenfalls der 
Bus fährt, soll hingegen künftig Tempo 30 
gelten. Dieser Widerspruch erntete Kritik: 
«Viele Einwohner können nicht verstehen, 
warum die Austrasse und die Therwiler-
strasse nicht gleich behandelt werden sol-
len, obwohl auf beiden Strassen der Bus 
fährt», sagt die Einwohnerrätin Caroline 
Mall (SVP). 

Erfolglos. Der Gemeinderat habe des-
wegen bereits Gespräche mit dem Kanton 
und der BLT geführt, erklärt Gemeindeprä-
sident Urs Hintermann. Jedoch erfolglos. 
Die Begründung: Mit Tempo 50 in der 
Therwilerstrasse könne der Bus die in der 
Austrasse verlorene Zeit kompensieren. 
Sollte der Busfahrplan nicht eingehalten 
werden können, kündigte die BLT an, ei-
nen Bus mehr einzusetzen – auf Kosten der 
Gemeinde. «Der Gemeinderat findet das 
nicht verantwortbar», so Hintermann. Des-
halb schlug die Reinacher Exekutive vor, 
die Therwilerstrasse mit Zubringerdienst 
zu versehen. Die Befürchtung wurde aber 
laut, dass sich der Verkehr dadurch auf die 
umliegenden Quartierstrassen verlagern 
und zu sogenanntem Schleichverkehr füh-
ren könnte. Sollte dies der Fall sein, soll das 
Fahrverbot auf die zubringenden Strassen 
erweitert werden.

Ein weiterer Kritikpunkt der Einwoh-
nerräte war die Streichung der Fussgän-

gerstreifen. Laut eidgenössischer Verord-
nung können diese in Tempo-30-Zonen 
nur in Ausnahmefällen – bei Schulen oder 
Heimen – bewilligt werden. Der Gemein-
derat wird deshalb nochmals das Gespräch 
mit dem Kanton suchen. Eine Alternative 
zu den gelben Streifen könnten gelbe Fuss-
abdrücke sein, schlägt der Rat vor.

Rasche umsetzung. Für die verkehrspo-
lizeiliche Publikation und die Behandlung 
allfälliger Einsprachen ist der Kanton zu-
ständig. Die anschliessende Einführung 
von Tempo 30 erfordert nur wenige bauli-
che Massnahmen: Schilder, neue Strassen-
markierungen und Parkfelder. Der Ge-
meinderat hofft deshalb auf eine rasche 
Umsetzung, beginnend ab Mitte 2010.

Sorge um den Lokalanzeiger

Container für ein 
Kindertagesheim
Petition. Reinacher Familien setzen 
sich für ein Kindertagesheim im Wei-
ermattquartier ein. Am Montag wur-
de dem Einwohnerrat eine Petition 
mit 300 Unterschriften von Rei-
nacherinnen und Reinachern über-
reicht. Der Gemeinderat hatte früher 
schon vorgeschlagen, vorüberge-
hend Container im Weiermattquartier 
aufzustellen. In der Petition wird ge-
fordert, dass dieser Vorschlag des 
Gemeinderates sofort umgesetzt 
werden soll. An seiner letzten Sit-
zung im August hatte der Einwoh-
nerrat diese provisorische Lösung 
unter anderem aus Kostengründen 
abgelehnt. Die Einwohnerräte sollen 
ihre Meinung jetzt überdenken, denn 
dieser Entscheid habe für Anwohner 
des Weiermattquartiers Konsequen-
zen, wird in der Petition erklärt. Für 
junge Familien sei ein Tagesbetreu-
ungsangebot für Kinder wichtig und 
bei der Wahl des Wohnorts und 
Wohnquartiers ein entscheidendes 
Kriterium. bur

glückwunsch

80. Geburtstag

ALLSCHWIL. An der 
Birkenstrasse 9 in Allschwil fei-
ert heute Hans Gurtner sei-
nen 80. Geburtstag. Die Basler 
Zeitung gratuliert von ganzem 
Herzen und wünscht weiterhin 
gute Gesundheit und viel Freu-
de im Alltag.
gratulationen@baz.ch

SVP-Vorstoss. Mit einer dring-
lichen Motion forderte SVP-Ein-
wohnerrat Urs Hess die Über-
nahme der LV Lokalzeitungen 
Verlags AG durch die heute be-
teiligten Gemeinden. Die LV Lo-
kalzeitungen Verlags AG, eine 
Tochter der Basler Zeitung Me-
dien, gibt den «Muttenzer & 
Prattler Anzeiger» und weitere 
Lokalanzeiger heraus. Die Aus-
gaben seien in der letzten Zeit 
«immer dünner geworden», sag-
te Hess. Der Vorstoss wurde 
aber nur als weniger verbindli-
ches Postulat an den Gemein-
derat überwiesen, weil die an-
deren Parteien eine Übernahme 
des Verlags durch die Gemein-
den zum jetzigen Zeitpunkt ab-

lehnten. «Es wäre ein fertiger 
Blödsinn, wenn eine Gemeinde 
eine Zeitung herausgäbe», sagte 
Rudolf Meury (CVP). Pratteln 
müsse «einen Weg mit den Pro-
fis suchen», um «das Blättli» zu 
retten, erklärte Gemeindepräsi-
dent Beat Stingelin (SP).  
Wegen der Wirtschaftskrise sei-
en die Inserateerträge eingebro-
chen. Pratteln bezahle seit 16 
Jahren einen jährlichen Beitrag 
von 60 000 Franken. Der Verlag 
sei mit der Bitte um eine Bei-
tragserhöhung an die Gemein-
den gelangt. Der Verwaltungs-
rat, dem auch die Gemeinde-
präsidenten angehören, werde 
nun beraten, wie die Lokalanzei-
ger erhalten werden können. stg
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